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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Hornhues, Dr. Waigel, Dr. Gölter, 
Dr. Probst, Dr. Schäuble, Frau Benedix, Dr.-Ing. Oldenstadt, Dr. Fuchs, Hussing, 
Schmidt (Wuppertai), Dr. Kiein (Göttingen), Franke (Osnabrück), Nordlohne und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3260 - 

betr. Hochschulpolitik unter einseitigem Vorzeichen 


Der Bundesminister für Bildung und Wissensdiaft 
hat mit Schreiben vom 25. März 1975 - MB/IV A 
3/IV A 5 - 0104 - 6 - 44/75 - die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 


1. Am 17. Dezember 1974 hat die Universität 
Oldenburg mit dem Deutschen Gewerksdiafts- 
bund einen Vertrag abgeschlossen, in dem eine 
enge Zusammenarbeit mit Gewerksdiaftsein- 
riditungen mit dem Ziel vorgesehen ist, in der 
Universität Probleme der Arbeitnehmer in For- 
schung, Lehre und Studium zu behandeln. Ins- 
besondere ist vereinbart: „Die von der Univer- 
sität erarbeiteten und die Arbeitnehmerschaft 
berührenden wissenschaftlichen Fragestellungen 
und Ergebnisse sollen in geeignetem Rahmen 
der Arbeitnehmerschaft vermittelt werden." 

Ein Vorentwurf dieses Vertrages war Gegenstand 
einer Anfrage im Niedersächsischen Landtag. In der 
Plenarsitzung am 11. Dezember 1974 (Protokoll 
Seite 510 ff.) hat es der Niedersächsische Minister 
für Wissenschaft und Kunst begrüßt, wenn die Uni- 
versitäten des Landes bereit sind, sich in Forschung 
und Lehre den vielfältigen Problemen ihrer gesell- 
schaftlichen Umwelt zu öffnen. Er hat zugleich her- 
vorgehoben, daß ein derartiges Zusammenwirken 
von Universitäten und gesellschaftlichen Gruppen 
seine unverzichtbare Voraussetzung in der strikten 
Beachtung der grundgesetzlich verankerten Freiheit 
von Forschung und Lehre habe. Die Bundesregie- 
rung teilt diese Auffassung. 

Die in der Anlage wiedergegebene Kooperations- 
vereinbarung zwischen der Universität Oldenburg 
einerseits und dem DGB - Landesbezirk Nieder- 
sachsen, der Bildungsvereinigung Arbeit und Leben 
e.V. andererseits vom 17. Dezember 1974 steckt den 
Rahmen für die in Aussicht genommene Zusammen- 
arbeit der Vertragspartner ab. Insbesondere ist 
eine regelmäßige gemeinsame Beratung festgelegt 


worden (§ 4). Anläßlich des Abschlusses des Ver- 
trages haben die Vertragspartner zum Ausdruck 
gebracht, daß der Schwerpunkt der Zusammen- 
arbeit in der Weiterbildung liegen solle. Erwogen 
werden u. a. die Entwicklung von Modellseminaren 
zum Bildungsurlaub für Arbeitnehmer, der zum 
1. Januar 1975 in Niedersachsen gesetzlich einge- 
führt worden ist, die Fortsetzung der Zusammen- 
arbeit bei der Ausbildung von Betriebsräten und 
die Erarbeitung von Unterrichtsmaterialien für Teil- 
nehmer und Referenten in der Weiterbildung. 


1. a) Sieht die Bundesregierung in diesem Ver- 
trag bereits eine Auswirkung des § 2 Abs. 2 
des Entwurfs eines Hochschulrahmengeset- 
zes, nach dem die Mitglieder der Hochschu- 
len ihre Aufgaben „im Bewußtsein ihrer Ver- 
antwortung gegenüber der Gesellschaft" 
erfüllen? Wie bewertet die Bundesregierung 
diesen Vertrag im Hinblick auf die ge- 
nannte Regelung im Entwurf eines Hoch- 
schulrahmengesetzes ? 

Das vom Deutschen Bundestag am 12. Dezember 1974 
verabschiedete Hochschulrahmengesetz sieht vor, 
daß die Mitglieder der Hochschule ihre Aufgabe im 
Bewußtsein ihrer Verantwortung gegenüber der 
Gesellschaft in einem freiheitlichen, demokrati- 
schen und sozialen Rechtsstaat erfüllen. Auf diesen 
Beschluß, der noch nicht Gesetzeskraft erlangt hat, 
nimmt die seit längerem vorbereitete Kooperations- 
vereinbarung naturgemäß nicht Bezug. Sie ist je- 
doch ebenso wie § 2 Abs. 2 des Hochschulrahmen- 
gesetzes von der Überzeugung getragen, daß die 
Hochschulen sich den vielfältigen Problemen ihrer 
Umwelt öffnen und versuchen sollen, an ihrer Lö- 
sung mitzuwirken. 

Wenn die Vertragspartner in Aussicht genommen 
haben, in geeigneter Weise die von der Universität 
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erarbeiteten und die Arbeitnehmerschaft berühren- 
den wissenschaftlichen Fragestellungen und Ergeb- 
nisse der Arbeitnehmerschaft zu vermitteln, so wen- 
den sie sich damit einer Aufgabe zu, die in den ver- 
gangenen Jahrzehnten von den Hochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland stark vernachlässigt 
worden ist. In der Zusammenarbeit mit Kräften 
außerhalb der Hochschule hat insbesondere die 
Forschung im Auftrag von Wirtschaftsunternehmen 
und ihren Organisationen von jeher ein größeres 
Gewicht. Die überkommene Kluft zwischen den 
Hochschulen und breiten Schichten der Bevölkerung 
ist noch immer nicht in ausreichendem Maße ge- 
schlossen worden. Vermehrte Anstrengungen hier- 
zu sind vor allem erforderlich zur Legitimierung der 
steigenden Anforderungen der Hochschulen an die 
von der Bevölkerung aufgebrachten Staatsleistun- 
gen, zur besseren Qualifizierung der Bevölkerung 
und zur verstärkten Erforschung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der großen Mehrzahl der Bür- 
ger. Soweit die Kooperationsvereinbarung die Wei- 
terbildung anspricht, ist offensichtlich auch an Per- 
sonen gedacht, die kein Hochschulstudium absol- 
viert haben. Es ist zu erwarten, daß die Teilnahme 
von Berufspraktiken an Weiterbildungs Veranstal- 
tungen der Hochschule auf die Lehre selbst zurück- 
wirkt und damit die Praxisnähe des Studiums för- 
dert. Dem entspricht es, daß der Landesbezirk des 
DGB und die Bildungsvereinigung Arbeit und Leben 
es übernommen haben, die Universität Oldenburg 
in ihrem Bestreben zu unterstützen, die Probleme 
der Arbeitnehmer in Forschung, Lehre und Studium 
einzubeziehen. 

Die Bundesregierung begrüßt diese Zusammenarbeit 
und ebenso die Absicht der Universität Oldenburg, 
geeignete Formen des Zusammenwirkens auch mit 
anderen interessierten gesellschaftlichen Gruppen 
zu finden. 


1. b) Hält die Bundesregierung einen derartigen 
Vertrag, der auch einzelne Hochschullehrer 
bindet, mit der Freiheit von Forschung und 
Lehre (Artikel 5 Abs. 3 GG) für vereinbar? 

Durch die Kooperationsvereinbarung wird der ein- 
zelne Hochschullehrer in seinen durch Artikel 5 
Abs. 3 GG gewährleisteten Freiheitsrechten nicht be- 
einträchtigt. 

Wie sich aus § 2 der Vereinbarung ergibt, werden 
vertragliche Verpflichtungen für die Universität 
Oldenburg nur „im Rahmen ihrer gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Aufgaben" begründet. Mit dieser 
Eingrenzung der Kooperation wird zugleich beach- 
tet, daß die Dienstaufgaben der Hochschullehrer 
grundsätzlich an den ihrer Hochschule obliegenden 
Aufgaben ausgerichtet sind. Dazu gehört nach der 
Grundordnung der Universität Oldenburg u. a. die 
Fort- und Weiterbildung sowie die Mitwirkung an 
der allgemeinen Erwachsenenbildung. 

Soweit die Universität sich zur Behandlung be- 
stimmter Fragen in Forschung, Lehre und Studium 
verpflichtet, werden durch die Vereinbarung selbst 


keine Verpflichtungen für die Hochschullehrer in 
Forschung und Lehre begründet. Aus dem Wortlaut 
der Vereinbarung, der auf das „Ziel" des Zusam- 
menwirkens und auf das „Bestreben" der Universität 
abstellt, die Probleme der Arbeitnehmer in For- 
schung, Lehre und Studium einzubeziehen, ergibt 
sich vielmehr, daß die Behandlung solcher Fragen 
noch der Umsetzung in konkrete Lehr- und For- 
schungsprogramme bedarf. Verbindliche Beschlüsse 
der Hochschulorgane über die Aufstellung und 
Durchführung derartiger Programme sind im übri- 
gen, wie dies für die Zuständigkeiten von Hoch- 
schulorganen allgemein gilt, nur insoweit zulässig, 
als sie die Rechte der Hochschullehrer aus Artikel 5 
Abs. 3 GG nicht beeinträchtigen (vgl. § 4 Abs. 3 der 
Grundordnung der Universität Oldenburg). 

Auch die in der Anfrage zitierte Bestimmung, nach 
der die von der Universität erarbeiteten und die 
Arbeitnehmerschaft berührenden Fragestellungen 
und Ergebnisse der Arbeitnehmerschaft vermittelt 
werden sollen, begegnet keinerlei verfassungsrecht- 
lichen Bedenken. Die vorgesehene Vermittlung von 
wissenschaftlichen Arbeitsergebnissen kann sich 
naturgemäß nur auf solche Forschungsergebnisse 
beziehen, zu deren Verbreitung sich der Forscher, 
der sie gewonnen hat, entschließt und deren Ver- 
mittlung der Universität rechtlich auch unter dem 
Gesichtspunkt des Artikels 5 Abs. 3 ff. möglich ist. 


1. c) Erhält die Universität Oldenburg im Rah- 
men dieses Vertrages eine finanzielle Ge- 
genleistung für die von ihr zu erbringende 
Leistung? Welche vergleichbaren Verträge 
mit anderen gesellschaftlichen Gruppen sind 
der Bundesregierung bekannt? 

Die Vereinbarung enthält keine Bestimmung über 
Kostenaufwand und finanzielle Gegenleistung. Die 
Bewertung dieser Frage im einzelnen obliegt der 
Niedersächsischen Landesregierung, da es sich hier 
um eine Landeseinrichtung handelt und Bundes- 
recht nicht berührt ist. Die Bundesregierung nimmt 
diese Frage jedoch zum Anlaß, darauf hinzuweisen, 
daß die wünschenswerte Öffnung der Hochschulen 
für die Probleme ihrer Umwelt sich nicht notwendig 
im Rahmen von wirtschaftlichen Austauschverhält- 
nissen vollziehen sollte. Gerade der immaterielle 
Gewinn der Hochschule an Erfahrung und Praxis- 
bezug und damit letztlich die Verbesserung der 
Qualität von Forschung und Lehre können gegen 
finanzielle Gegenleistungen im Rahmen von Ko- 
operationsbeziehungen der vorliegenden Art spre- 
chen. Dadurch wird zugleich der Gefahr von Ab- 
hängigkeitsverhältnissen entgegengewirkt. 

Zur Frage nach vergleichbaren Verträgen mit an- 
deren gesellschaftlichen Gruppen ist zunächst darauf 
hinzuweisen, daß Statistiken über die Zusammen- 
arbeit der Hochschulen mit Dritten nicht geführt 
werden*, sonstige Erhebungen oder Darstellungen 
liegen nur für Teilbereiche vor. Die Niedersächsi- 
sche Landesregierung hat in ihrer eingangs erwähn- 
ten Antwort mit Recht darauf hingewiesen, daß für 


2 



Drucksache 7/3422 


Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 


solche Kooperationen keine Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht für die Hochschulen bestehe. Dadurch 
wird es naturgemäß der interessierten Öffentlichkeit 
erschwert, ein zuverlässiges Bild über Inhalt und 
Form solcher Zusammenarbeit zu gewinnen und 
das Gewicht der Einflußnahme der einen oder ande- 
ren Gruppe auf die Arbeit der Hochschulen zutref- 
fend einzuschätzen. Die Bundesregierung begrüßt 
es daher, wenn die beteiligten Partner, wie es im 
Falle der Kooperationsvereinbarung zwischen der 
Universität Oldenburg und dem Landesbezirk Nie- 
dersachsen des DGB sowie der Bildungsvereinigung 
Arbeit und Leben geschehen ist, die Öffentlichkeit 
über ihre Zusammenarbeit unterrichten. 

Ein Überblick über Beispiele „vergleichbarer" Ko- 
operationen kann angesichts dieser Informations- 
lage nicht allein auf die rechtliche Gestaltung ab- 
stellen, sondern muß die vielfältigen Formen der 
tatsächlichen Zusammenarbeit einbeziehen. Dabei 
spielen sowohl die Forschung mit Mitteln Dritter als 
auch die sonstige Beteiligung von gesellschaftlichen 
Gruppen, Vertretern von Industrie, Handel und 
Handwerk und einzelnen Firmen am Leben der 
Hochschule eine Rolle. In Ermangelung systemati- 
scher Informationen können im folgenden nur Bei- 
spiele und Hinweise gegeben werden. 

— Gegenwärtig verhandeln die Ruhr-Universität 
Bochum und die Industriegewerkschaft Metall 
über eine Kooperationsvereinbarung, bei der die 
Weiterbildung, vor allem in Bezug auf das Bil- 
dungszentrum der Industriegewerkschaft Metall 
in Sprockhövel, im Vordergrund steht. Die Zu- 
sammenarbeit wurde 1968 vom damaligen Rek- 
tor der Ruhr-Universität Bochum, Professor 
Dr. Biedenkopf, und dem Vorsitzenden der Indu- 
striegewerkschaft Metall, ötto Brenner, ange- 
strebt. Die Universität sah hierin einen Weg, 
„das Unbehagen und Mißtrauen der Arbeitneh- 
merschaft gegenüber den Universitäten abzu- 
bauen" (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
8. November 1968). 

Bereits im Stadium der Verwirklichung befindet 
sich der Kooperationsvertrag zwischen der Uni- 
versität Bremen und der Arbeiterkammer Bre- 
men, Körperschaft des öffentlichen Rechts, aus 
dem Jahre 1971. 

— Im Bereich der Weiterbildung arbeiten Hoch- 
schulen bei der Gestaltung des Kontaktstudiums 
mit gesellschaftlichen Örganisationen zusammen. 
Das Kontaktstudium an der Universität Stutt- 
gart wird unter der Leitung eines vom Senat 
der Universität bestellten Hochschullehrers von 
der Technischen Akademie Eßlingen durch- 
geführt, einem von Unternehmen und örgani- 
sationen der Wirtschaft mitgetragenen Verein, 
der auch die Programmgestaltung beeinflußt. 
Ähnliches gilt für das von der Technischen 
Akademie Wuppertal e.V. und dem Haus der 
Technik in Essen, beides Außeninstitute der 
Technischen Hochschule Aachen, durchgeführte 
Kontaktstudium. Das Kontaktstudium der Uni- 
versität Augsburg wird im Bereich Wirtschaft 
unter Mitwirkung von Vertretern der Industrie 


und des Handels in Augsburg und mit Unter- 
stützung durch die Gesellschaft der Freunde und 
Förderer der Universität Augsburg durchgeführt; 
es ist zugleich ein vom Bund und dem Freistaat 
Bayern gemeinsam geförderter Modellversuch. 

Eine gesetzliche Verankerung der Zusammen- 
arbeit der Hochschulen mit Trägern der Weiter- 
bildung besteht nach dem Bremischen Weiter- 
bildungsgesetz vom 26. März 1974 (insoweit ähn- 
lich der von der Fraktion der CDU in der Bre- 
mischen Bürgerschaft vorgelegte Entwurf eines 
Erwachsenenbildungsgesetzes). Zu den in die- 
sem Gesetz verankerten Einrichtungen der Wei- 
terbildung gehören u. a. das Bildungszentrum 
der Wirtschaft im Unterwesergebiet e.V. wie 
auch die Arbeiterkammer Bremen. 

— Vertreter von Industrie, Handel und Handwerk 
arbeiten in vielfältiger Weise mit den Hoch- 
schulen zusammen. Hierüber gibt es u. a. eine im 
Herbst 1973 vom Deutschen Industrie- und Han- 
delstag durchgeführte Umfrage Aufschluß (DIHT- 
Artikeldienst vom 8. August 1974). Gegenstand 
der Zusammenarbeit sind hiernach u. a. 

9 Beteiligung bei der Standortplanung und 
Studiengestaltung neuer und im Aufbau be- 
griffener Hochschulen; 

0 Mitwirkung in Kuratorien, Beiräten, Förderer- 
vereinen und Verwaltungsräten von Univer- 
sitäten, Technischen Hochschulen und Fach- 
hochschulen; 

0 Mitwirkung in Prüfungsausschüssen von 
Fachhochschulen und Gesamthochschulen; 

9 Lehraufträge von Mitarbeitern der Kammern; 
# Zusammenarbeit bei Kontaktstudiengängen; 
0 Dienstleistungen in der Lehrerausbildung 
und Lehrerfortbildung; 

0 Auskünfte bei Umfragen, Statistiken und wis- 
senschaftlichen Arbeiten. 

— Die Niedersächsische Landesregierung hat in 
ihrer Antwort auf eine Anfrage zum Koopera- 
tionsvertrag der Universität öldenburg hinge- 
wiesen auf die Vereinbarung zwischen dem 
Niedersächsischen Handwerkskammertag in 
Hannover - einem privatrechtlichen Verein -, der 
Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät 
in Göttingen und dem Kurator der Universität 
vom l.Juni 1958 über die Einrichtung eines Se- 
minars für Handwerkswesen an der Universität 
Göttingen. Das Seminar wird von der Universität 
Göttingen mit Unterstützung des Niedersächsi- 
schen Handwerkskammertages verwaltet und 
soll der wissenschaftlichen Erforschung des 
Handwerks in Volks- und betriebwirtschaftlicher, 
soziologischer und rechtlicher Hinsicht dienen. 
Örgane des Seminars sind ein vom Handwerks- 
kammertag besetzter Beirat und ein von der 
Universität besetztes Direktorium, die gemein- 
sam den Haushaltsplan aufstellen und den Ge- 
schäftsbericht entgegennehmen. Laut Verein- 
barung bringt der Handwerkskammertag die er- 
forderlichen Sach- und Personalmittel auf, wäh- 
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rend die Universität die notwendigen Räume zur 
Verfügung stellt. 

— Die Ruhr-Universität Bochum bereitet einen An- 
trag an die Bund-Länder-Kommission für Bil- 
^ungsplanung vor, der ein Projekt „Entwicklung 
neuartiger Methoden zum Informationstransfer 
zwischen Hochschule und Industrie" zum Gegen- 
stand hat. Ziel des Modellversuchs soll sein, die 
Wechselwirkung zwischen der Ruhr-Universität 
Bochum und der regionalen Industrie durch Auf- 
bau einer Kontaktstelle an der Universität zu 
verbessern. Dabei sollen Methoden und Mög- 
lichkeiten untersucht und Einzelprojekte zum 
Informationstransfer, zur Abwicklung gemein- 
samer Forschungsvorhaben und zur Abklärung 
der bei einer gemeinsamen Forschung auftre- 
tenden organisatorischen und rechtlichen Fra- 
gen (Lizenzen, Gutachterverträge usw.) betreut 
werden, 

— Die Hochschulforschung empfängt wesentliche 
Impulse durch Anregungen von außen. Auch so- 
weit es sich um Mittel privater Organisationen, 
insbesondere auch wirtschaftlicher Unterneh- 
men handelt, kann die Hochschulforschung sich 
an der Lösung gesellschaftlich oder wirtschaftlich 
wichtiger Einzelaufgaben beteiligen; dadurch 
wird es überflüssig, für kurz- oder mittelfristige 
Aufgaben beschränkten Umfangs jeweils neue 
Einrichtungen zu schaffen. 

Die Aufträge werden in der Regel unmittelbar 
zwischen Auftraggebern und Lehrstuhlinhabern 
bzw. Institutsdirektoren abgeschlossen - unbe- 
schadet der gelegentlichen Beteiligung der Hoch- 
schulen oder einer Verwaltungsgemeinschaft für 
Drittmittel an der administrativen Abwicklung. 
Die Bedeutung solcher Aufträge für die For- 
schungsarbeit ist sehr unterschiedlich, so daß 
über den Einfluß der die Finanzmittel aufbrin- 
genden Firmen und Gruppen auf die Arbeits- 
richtung der Hochschulforschung keine generel- 
len Aussagen gemacht werden können. Entspre- 
chendes gilt für die an den meisten Hochschulen 
bestehenden Vereine der Freunde und Förde- 
rer. In der Zusammensetzung der Vorstände 
dieser Vereine, die sich im übrigen auch um 
die Förderung von Studenten und die Einbe- 
ziehung der Hochschule in das Geistesleben der 
Stadt bemühen, spiegelt sich oft das begrüßens- 
werte Interesse der regionalen Wirtschaft an der 
Arbeit der Hochschule wider. Von unterschied- 
licher Bedeutung für die Arbeit der Hochschule 
in Forschung und Lehre sind ferner die zahl- 
reichen privaten Stiftungen. Zu erwähnen ist 
auch die Arbeitsgemeinschaft Industrieller For- 
schungseinrichtungen, die zum Teil eigene Insti- 
tute unterhält (z. B. Institute „an" Hochschulen) 
und im übrigen eine enge Zusammenarbeit mit 
Forschungseinrichtungen aller Art, darunter auch 
den Hochschulen, pflegt. 

Diese Beispiele für die Zusammenarbeit der Hoch- 
schulen mit ihrem gesellschaftlichen Umfeld zeigen, 

daß von einer Überbetonung der Kooperation mit 

Organisationen der Arbeitnehmer nicht die Rede 


sein kann. Im Gegenteil bestand und besteht ein 
faktisches Übergewicht der Kooperation mit „ande- 
ren" gesellschaftlichen Gruppen, ohne daß dies im 
Sinne der Anfrage als eine „Hochschulpolitik unter 
einseitigen Vorzeichen" zu werten wäre. Die Bun- 
desregierung begrüßt daher alle geeigneten Maß- 
nahmen der Hochschulen in Richtung auf eine freie 
und gleichberechtigte Zusammenarbeit der Hoch- 
schule mit allen gesellschaftlichen Kräften, die von 
ihr einen Beitrag zur Lösung der anstehenden prak- 
tischen Aufgaben erwarten. 

Anlage 

Kooperationsvereinbarung zwischen der Universität 
Oldenburg und dem DGB-Landesbezirk Nieder- 
sachsen sowie der Bildungsvereinigung Arbeit und 
Leben e.V. 

Zwischen der Universität Oldenburg einerseits - 
vertreten durch den Rektor - und dem DGB-Landes- 
bezirk Niedersachsen sowie der Bildungsvereini- 
gung Arbeit und Leben e.V. andererseits - vertreten 
durch ihre Vorsitzenden - wird folgende Koopera- 
tionsvereinbarung geschlossen: 

§ 1 

Die Beteiligten werden im Rahmen ihrer jeweiligen 
Satzung bei der Erfüllung der ihnen jeweils oblie- 
genden Aufgaben gleichberechtigt und vertrauens- 
voll Zusammenarbeiten. 

§2 

Die Universität Oldenburg arbeitet im Rahmen ihrer 
gesetzlichen und satzungsmäßigen Aufgaben mit 
den Bildungseinrichtungen des DGB und der Bil- 
dungsvereinigung Arbeit und Leben e.V. mit dem 
Ziel zusammen, Probleme der Arbeitnehmer in For- 
schung, Lehre und Studium insbesondere in gesell- 
schaftlicher, wirtschaftlicher, sozialer und kulturel- 
ler Hinsicht zu behandeln. 

§3 

Der DGB und die Bildungsvereinigung Arbeit und 
Leben e.V. unterstützen die Universität Oldenburg 
in ihrem Bestreben, die Probleme der Arbeitneh- 
mer in Forschung, Lehre und Studium einzubezie- 
hen. Die von der Universität Oldenburg erarbeiteten 
und die Arbeitnehmerschaft berührenden wissen- 
schaftlichen Fragestellungen und Ergebnisse sollen 
in geeigneten Maßnahmen der Arbeitnehmerschaft 
vermittelt werden. 

§4 

Die Beteiligten werden die sich aus der Durchfüh- 
rung dieser Vereinbarung ergebenden Fragen regel- 
mäßig gemeinsam beraten. Zu diesem Zweck wer- 
den die Universität Oldenburg acht Vertreter, der 
DGB fünf Vertreter und die Bildungs Vereinigung 
Arbeit und Leben e.V. drei Vertreter benennen. 
Für die Vertreter werden Stellvertreter benannt. Die 
Vertreter wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzen- 
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den und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Der 
Vorsitz wechselt jährlich zwischen den Vertretern 
der Universität Oldenburg einerseits sowie den Ver- 
tretern des DGB und der Bildungsvereinigung 
Arbeit und Leben e.V. andererseits. 

§5 

Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Unter- 
zeichnung durch die Beteiligten in Kraft. Sie kann 
mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende, 
erstmals zum 31. Dezember 1976, gekündigt werden. 

Oldenburg, den 17. Dezember 1974 

Der Rektor der Universität Oldenburg, Der Vor- 
sitzende des DGB-Landesbezirks Niedersachsen. Der 
Vorsitzende der Bildungsvereinigung Arbeit und 
Leben e.V. Niedersachsen. 


2. Nach einer Veröffentlichung des Vereins zur 
Förderung der Studienreform e.V., Bonn, der 
sich nadi seiner Satzung um eine „an den Inter- 
essen der lohnabhängig Beschäftigten orien- 
tierte Studienreform" bemüht, hat die Bundes- 
regierung Mittel für ein Studienreformprojekt 
in Aussicht gestellt, das „Studienreform im In- 
teresse von Arbeitnehmern" vorantreiben soll, 
a) Trifft das zu? 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft unterstützt ein vom „Verein zur Förderung 
der Studienreform" beantragtes Forschungsprojekt. 
Ziel dieses Vorhabens ist die Entwicklung eines 
„Modells einer überregionalen Kooperation von 
Gewerkschaften und Hochschulen im Bereich der 
Studienreform". Gefördert wird zunächst eine Vor- 
bereitungsphase, die am 31. Mai 1975 ausläuft. Von 
dem Ergebnis dieser Vorbereitungsphase wird es 
abhängen, ob das BMBW auch die Hauptphase im 
Rahmen seiner Förderung von Forschungsvorhaben 
auf dem Gebiet der Studienreform unterstützt. Die 
Bundesregierung tritt dafür ein, daß Lehre und 
Studium künftig stärker als bisher auf ein beruf- 
liches Tätigkeitsfeld vorbereiten (so auch § 8 des 
Hochschulrahmengesetzes in der vom Bundestag 
am 12. Dezember 1974 verabschiedeten Fassung). 
Trotz weitgehender Einigkeit in dieser allgemeinen 
Zielsetzung der Studienreform (vergleiche auch Bil- 
dungsplan II B Nr. 4) fehlt es meist noch an der 
konkreten Umsetzung in den einzelnen Studien- 
gängen. Eine Verbesserung des Praxisbezugs wird 
durch die Tatsache erschwert, daß die Hochschule 
in aller Regel keine institutionell abgesicherten Ver- 
bindungen zur beruflichen Praxis hat. Auch ver- 
fügen die Mehrzahl der Hochschullehrer und die 
meisten Studenten nicht über eine eigene, auf das 
Studium bezogene Praxiserfahrung außerhalb der 
Hochschule. Eine stärkere Heranführung des Studi- 
ums an die Probleme und Fragestellungen der Be- 
rufswelt kann deshalb nicht allein im Rahmen der 
Einzelwissenschaften gelöst werden; Studienreform 
kann vielmehr nur im Zusammenwirken von Hoch- 
schule, Staat und Berufswelt auf der Grundlage der 
jeweiligen Zuständigkeiten und Verantwortlichkei- 
ten gelingen. Dem trägt § 10 des Hochschulrahmen- 


gesetzes Rechnung: In den Studienreformkommis- 
sionen sollen neben den stimmberechtigten Mitglie- 
dern, die von Hochschulen und Staat benannt wer- 
den, Sachverständige insbesondere aus Gewerk- 
schaften, Fachverbänden, Berufsorganisationen und 
Berufsberatung beratend mitwirken. 

Unter den in Frage kommenden Sachverständigen 
sind die Vertreter der Sozialpartner auf diese Mit- 
wirkung in den Studienreformkommissionen in un- 
terschiedlicher Weise vorbereitet. Fachverbände und 
Arbeitgeberorganisationen suchen schon seit länge- 
rer Zeit durch die Veröffentlichung von konkreten 
Vorschlägen zur Neugestaltung einzelner Studien- 
gänge auf die Studienreformdiskussion im Sinne 
ihrer Interessen und der aus ihrer Sicht notwendi- 
gen Anforderungen Einfluß zu nehmen. Die Gewerk- 
schaften dagegen haben bisher nur in Ausnahme- 
fällen eigene Vorstellungen zu einzelnen Ausbil- 
dungszielen und Studieninhalten in die Diskussion 
eingebracht. Dies ist vor allem darauf zurückzu- 
führen, daß es eine Zusammenarbeit von Hochschule 
und Gewerkschaften in der Vergangenheit kaum 
gegeben hat. Es ist daher eine besondere Aufgabe 
der für die Hochschulpolitik Verantwortlichen, ihren 
Beitrag dafür zu leisten, daß diese Beziehungen 
zwischen den Hochschulen und den von den Ge- 
werkschaften vertretenen gesellschaftlichen Kräften 
unvoreingenommen entwickelt werden. 

Wesentliche Aufgaben der vom Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft geförderten Vorstudie 
soll es sein, Interessen, Erwartungen und Einschät- 
zungen der Arbeitnehmerschaft und ihrer Gewerk- 
schaften zu untersuchen und zu präzisieren. Diese 
werden in weiten Bereichen auch mit den Vorstel- 
lungen anderer gesellschaftlicher Gruppen überein- 
stimmen. Dies gilt z. B. für die Forderung nach einer 
Berücksichtigung der Berufsfeldanalyse und der Be- 
rufsforschung bei der Neuordnung der Studiengänge. 
Insofern dient das Vorhaben auch der Verwirk- 
lichung des allgemein angestrebten Zieles einer Ver- 
besserung des Praxisbezugs der Hochschulausbil- 
dung. 


2. b) Hält die Bundesregierung das Interesse 
einer gesellschaftlichen Gruppe für eine ge- 
eignete wissenschaftliche Zielorientierung 
bei der Studienreform? 

Die Frage unterstellt, daß sich die Reform des Studi- 
ums ausschließlich an wissenschaftlichen Zielen zu 
orientieren habe, die keinen gesellschaftlichen Ein- 
flüssen unterliegen. Eine solche einseitige Sicht der 
Studienreform wäre nicht sachgemäß und entspreche 
auch nicht den Notwendigkeiten und Anforderun- 
gen, die Staat und Gesellschaft an die Ausbildung 
in den Hochschulen stellen müssen. Die vielfältigen 
Abhängigkeiten von Hochschulausbildung und Be- 
schäftigungssystem blieben außer Betracht. 

Es ist überdies vor der abstrakten Annahme zu 
warnen, daß jedenfalls die Studienreformbeiträge 
der Hochschulmitglieder allein von wissenschafts- 
immanenten Fragestellungen bestimmt würden. 
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Zwar sind die von der Hochschulseite zum Aus- 
druck gelangenden Erwartungen, Urteile, Lebens- 
erfahrungen und Interessen in der Regel anders ge- 
lagert als die von außerhalb der Hochschulen ste- 
henden gesellschaftlichen Gruppen; es entspricht 
jedoch den Erfahrungen, daß die Studienreform in 
jedem Falle unter Berücksichtigung vielfältiger 
Argumente und Interessen aus Bereichen innerhalb 
und außerhalb der Hochschulen erfolgen muß. Dies 
ist eine notwendige und in der Regel von den Hoch- 
schulen auch als fruchtbar empfundene Wechsel- 
beziehung. Es kommt mithin nicht darauf an, die 
Hochschulen gleichsam in einem gesellschaftsfreien 
Raum abzuschirmen gegen auf sie einwirkende ge- 
sellschaftliche Interessen. Vielmehr bedarf es eines 
rationalen Ausgleichs zwischen den Erfordernissen 
der Wissenschaftlichkeit des Studiums, den ver- 
schiedenen Anliegen gesellschaftlicher Gruppen und 
den staatlich festgelegten Planungsvorgaben, z. B. 
der Regelstudienzeit. 

Nach Auffassung der Bundesregierung wäre es 
hochschulpolitisch nicht vertretbar, Studienreform 
ausschließlich an den Interessen einer bestimmten 
gesellschaftlichen Gruppe zu orientieren; insofern 
ist die Frage zu verneinen. Allerdings ist sie auch 
der Auffassung, daß gegenwärtig im Sinne eines 
Ausgleichs der verschiedenen Bedürfnisse eine aus- 
gewogene Berücksichtigung von Arbeitnehmerinter- 
essen bei der Studienreform noch nicht gewähr- 
leistet ist. So muß z. B. die Hochschulausbildung so 
angelegt werden, daß die Absolventen, insbeson- 
dere auch soweit sie Leitungsfunktionen wahrneh- 
men, ihre Qualifikation stärker im Sinne einer Hu- 
manisierung des Arbeitslebens einsetzen. Es wird 
z. B. darauf ankommen, künftige Ingenieure bereits 
während des Studiums mit Fragen der Arbeits- 
sicherheit und des Unfallschutzes vertraut zu ma- 
chen; Medizinstudenten werden mehr als bisher für 
die Fragen von Arbeits- und Vorsorgemedizin zu 
interessieren sein; Berufspädagogen müssen in die 
Lage versetzt werden, Fragen der Rechte des ein- 
zelnen Arbeitnehmers, Fragen der Arbeitsplatz- 
gestaltung und der Unfallverhütung einen angemes- 
senen Platz im Unterricht an den berufsbildenden 
Schulen einzuräumen. In diesem Zusammenhang ist 
auf das Arbeitssicherheitsgesetz (Gesetz über 
Werksärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fach- 
kräfte für Arbeitssicherheit vom 12. Dezember 1973) 
zu verweisen, zu dessen Verwirklichung die Aus- 
und Fortbildung geeigneter Fachkräfte auch und 
gerade im Hochschulbereich erforderlich ist. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es nicht 
nur legitim, sondern dringend geboten, daß sich ins- 
besondere Arbeitnehmerorganisationen für die Ver- 
wirklidiung der in diesem Bereich notwendigen Stu- 
dienreformmaßnahmen einsetzen. 

Im Zusammenhang mit dem Anliegen einer Humani- 
sierung des Arbeitslebens fördert das BMBW z. B. 
ein Studienreformvorhaben des Landes Niedersach- 
sen, das die Einführung von Aufbau- und Kontakt- 
studiengängen im Bereich der Arbeitswissenschaf- 
ten zum Gegenstand hat. An diesem Vorhaben sind 
in Anlehnung an § 10 Hochschulrahmengesetz neben 


Vertretern von Hochschulen und zuständigen staat- 
lichen Stellen Sachverständige aus einzelnen Betrie- 
ben sowie Vertreter von Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerseite beteiligt. 

Die Bundesregierung wird nach Maßgabe ihrer Zu- 
ständigkeiten und Möglichkeiten geeignete Vor- 
haben dieser Art künftig verstärkt fördern. 


2. c) Widerspridit eine Studienreform im Inter- 
esse einer gesellsdiaftlidien Gruppe nicht 
der Zielsetzung der §§ 9 ff. des Entwurfes 
eines Hochschulrahmengesetzes, wo allge- 
mein von den Bedürfnissen der beruflichen 
Praxis und den Veränderungen der Berufs- 
welt gesprochen wird, nicht aber von den 
Interessen einer gesellschaftlichen Gruppe? 

Die §§ 9 ff . des Hochschulrahmengesetzes stellen 
sicher, daß der Studienreformprozeß sich im Zu- 
sammenwirken von Wissenschaft, Staat und Be- 
rufswelt vollzieht. Damit ist gewährleistet, daß die 
Ziele der Studienreform nicht unter einseitigem 
Aspekt bestimmt werden können. Die einzelnen 
Hochschulangehörigen oder Vertreter gesellschaft- 
licher Gruppen sind jedoch nicht gehindert, ihre Bei- 
träge an ihren spezifischen Interessen, Erwartungen 
und Beurteilungen auszurichten und in die Arbeit 
der Studienreformkommission einzubringen. Die Re- 
gelungen über die Mitverantwortung und Mitwir- 
kung der Hochschulangehörigen an der Selbstver- 
waltung der Hochschule wie auch die Vorschriften 
über Aufgaben und Zusammensetzung der Studien- 
reformkommissionen dienen dazu, die vielfältigen 
Interessen der Beteiligten in einem offenen Dialog 
zu einem sinnvollen Ausgleich zu bringen. Dabei 
dürfen Überprüfung und Anpassung des Lehrange- 
bots nicht lediglich als eine Reaktion auf bereits 
vollzogene Veränderungen der beruflichen Praxis 
mißverstanden werden. Studienreform kann und soll 
vielmehr auch selbst solche Veränderung mitbewir- 
ken, Die Zielsetzung der §§ 9 ff . des Hochschulrah- 
mengesetzes verlangt eine Einbeziehung von Urtei- 
len, Überzeugungen, Lebenserfahrungen und Argu- 
menten aus der Berufswelt wie auch die Einbe- 
ziehung der wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
mit der bestehenden beruflichen Praxis. Das Vor- 
haben des „Vereins zur Förderung der Studien- 
reform e.V." fügt sich ein in eine Reihe von Förde- 
rungsmaßnahmen, die an diesen Zielsetzungen 
orientiert sind. 


2. d) Ist die Bundesregierung ggf. bereit, auch 
Studienreformvorhaben weiterer gesell- 
schaftlicher Gruppen finanziell zu fördern? 

Die Bundesregierung ist vorbehaltlich einer Prüfung 
im Einzelfall grundsätzlich bereit, auch Vorhaben 
anderer gesellschaftlicher Gruppen zu fördern, die 
der Formulierung ihrer Förderungen an eine Stu- 
dienreform und insbesondere der Vorbereitung auf 
ihre Rolle in den Studienreformkommissionen die- 
nen. 
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Sie weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß 
bereits mehrere Vorhaben, an denen die verschiede- 
nen gesellschaftlichen Gruppen beteiligt sind, geför- 
dert werden. Neben der vorerwähnten Vorberei- 
tungskommission für ein arbeitswissenschaftliches 
Aufbaustudium beim Niedersächsischen Minister 
für Wissenschaft und Kunst handelt es sich dabei 
um die „Experimentelle Arbeitsgruppe zur Reform 
des Chemiestudiums'' bei der Westdeutschen Rek- 
torenkonferenz, die neben Vertretern der Hoch- 
schulen und der staatlichen Stellen auch Repräsen- 
tanten der wissenschaftlichen Gesellschaften, der 
Gewerkschaften und des Verbandes der Chemi- 
schen Industrie umfaßt. Ein weiteres Vorhaben wird 
an der Universität Gießen im Bereich der Agrar- 


ausbildung durchgeführt unter Beteiligung von Ver- 
tretern der Hochschule, des Landes und der Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerseite. 

Beispielhaft für ein Zusammenwirken von Hoch- 
schulen und einzelnen Unternehmen der Wirtschaft 
bei der Studienreform ist ein von Bund und vom 
Land Bayern geförderter Modellversuch an der Uni- 
versität Augsburg, der eine Praktikantenausbildung 
im Rahmen des wirtschaftswissenschaftlichen Stu- 
diums zum Gegenstand hat. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, nach Maßgabe 
ihrer Zuständigkeiten und finanziellen Möglichkei- 
ten diese Förderungspraxis im Rahmen ihres Stu- 
dienreformkonzepts fortzusetzen. 
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